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Kinderschutz im Sozialraum stärken
Fachlicher Impuls zur Strukturreform der Kinder- und Jugendhilfe
Björn Hagen, Hannover

1. Kernaussage

Die aktuellen Kinderschutzzahlen zeigen neben der 
inklusiven Weiterentwicklung einen dringlichen 
fachlichen Auftrag: Kinderschutz muss stärker dort 
verankert werden, wo Kinder und Familien leben 
und von den unterschiedlichen Systemen erreicht 
werden.

Dabei geht es nicht darum, den intervenierenden 
Kinderschutz bei konkreten Gefährdungslagen in 
sozialräumliche Angebote zu verlagern. Das Ziel 
ist vielmehr, Belastungen und Risiken früher wahr-
zunehmen, Familien frühzeitig zu erreichen und 
Unterstützung zugänglich zu machen, bevor sich 
Problemlagen weiter zuspitzen.

Daraus ergibt sich eine Reformperspektive, die 
die individuellen Hilfen und den Sozialraum nicht 
gegeneinander ausspielt: Eine inklusive Kinder- 
und Jugendhilfe mit gesicherten individuellen 
Rechtsansprüchen und einem verbindlich gestärk-
ten Kinderschutz im Sozialraum. Dieser muss alle 
Kinder und Jugendlichen unabhängig von einer 
Behinderung und ihrer leistungsrechtlichen Zu-
ordnung erreichen.

Dafür braucht es eine Verantwortungsgemein-
schaft von öffentlichen und freien Trägern sowie 
den weiteren Regelsystemen, eine verbindliche 
Jugendhilfeplanung, eine verlässliche Infrastruk-
tur und eine Finanzierung, die diese Strukturen 
ermöglicht.

Die entscheidende Frage lautet deshalb: Welche 
Kinder- und Jugendhilfe wollen wir mit dieser 
Strukturreform erreichen und welche rechtlichen, 
fachlichen und finanziellen Voraussetzungen brau-
chen wir dafür?

2 Ausgangslage.

Mit dem Ersten Kinder- und Jugendhilfestruktur-
reformgesetz und dem bereits begonnenen Kon-
sultationsprozess zur zweiten Reformstufe werden 

derzeit wesentliche Weichen für die zukünftige 
Ausgestaltung der Kinder- und Jugendhilfe ge-
stellt.

Nach rund drei Jahrzehnten Diskussion über eine 
inklusive Kinder- und Jugendhilfe und langjäh-
rigen Arbeits- und Beteiligungsprozessen sollte 
die Reform von einem klaren fachlichen Zielbild 
ausgehen. Es reicht nicht aus, einzelne Leistungs-
zugänge, Vorrangregelungen, Finanzierungs- oder 
Steuerungsfragen jeweils für sich zu verändern. 
Entscheidend ist die Frage, welche Kinder- und 
Jugendhilfe mit der Reform erreicht werden soll.

Zu diesem Zielbild gehören aus unserer Sicht ins-
besondere die Sicherung individueller Rechtsan-
sprüche, ein verbindlicher Weg zu einer inklusiven 
Kinder- und Jugendhilfe und eine leistungsfähige 
Infrastruktur in den Lebenswelten von Kindern, 
Jugendlichen und Familien.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklung 
der Kindeswohlgefährdungen sollte dabei ein wei-
terer Aspekt stärker in den Mittelpunkt der Re-
formdiskussion rücken: die verbindliche Stärkung 
des Kinderschutzes im Sozialraum.

3.	Aktuelle Kinderschutzzahlen zeigen 
Handlungsbedarf

Die aktuellen Zahlen des Statistischen Bundes-
amtes für das Jahr 2025 verdeutlichen den Hand-
lungsbedarf.

Im Jahr 2025 stellten die Jugendämter bei rund 
79.800 Kindern und Jugendlichen eine Kindes-
wohlgefährdung fest. Dies waren rund 7.000 Fälle 
beziehungsweise zehn Prozent mehr als 2024. Da-
mit wurde der vierte Höchststand in Folge erreicht. 
Seit Beginn der Erhebung im Jahr 2012 hat sich die 
Zahl der festgestellten Kindeswohlgefährdungen 
mehr als verdoppelt.
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Auch die Zahl der Gefährdungseinschätzungen er-
reichte einen neuen Höchststand. Die Jugendämter 
führten 2025 fast 268.300 Gefährdungseinschätzun-
gen durch.

Besondere Aufmerksamkeit verdient die Altersstruk-
tur: 51 Prozent der von einer Kindeswohlgefährdung 
betroffenen Kinder waren höchstens acht Jahre alt. 
26 Prozent waren höchstens vier Jahre alt.

Diese Zahlen dürfen nicht vorschnell kausal interpre-
tiert werden. Der Anstieg kann unterschiedliche Ursa-
chen haben. Dazu können auch eine höhere Sensibili-
tät und verbesserte Meldewege beitragen. Gleichwohl 
dokumentieren die Zahlen einen erheblichen Hand-
lungsdruck und unterstreichen die Notwendigkeit, den 
Kinderschutz strukturell weiterzuentwickeln.

4.	Präventiven Kinderschutz früher in den 
Lebenswelten verankern

Kinderschutz ist eine Kernaufgabe der Kinder- und 
Jugendhilfe. Er darf jedoch nicht erst bei einer bereits 
eingetretenen oder unmittelbar drohenden Kindes-
wohlgefährdung ansetzen.

Eine zentrale Frage für die Strukturreform sollte des-
halb lauten:

Wie kann präventiver Kinderschutz so in den Lebens-
welten von Kindern und Familien verankert werden, 
dass Belastungen und Risiken früher wahrgenommen, 
Familien früher erreicht und notwendige Unterstüt-
zungen frühzeitig zugänglich werden?

Gemeint sind dabei zum einen primärpräventive 
Strukturen und Angebote, die grundsätzlich allen 
Kindern und Familien zugänglich sind. Zum anderen 
sollte auch die frühzeitige Unterstützung von Familien 
mit erhöhten Belastungen und Risiken in den Blick 
genommen werden, bevor sich Belastungen und Risi-
ken verfestigen oder zu Gefährdungslagen zuspitzen.

Davon klar zu unterscheiden ist der intervenierende 
Kinderschutz bei einer konkreten oder unmittelbar 
drohenden Kindeswohlgefährdung. Der damit ver-
bundene Schutzauftrag kann und darf nicht durch 
sozialräumliche Infrastruktur ersetzt werden. Sozi-
alräumliche Strukturen können dazu beitragen, Ri-
siken frühzeitiger wahrzunehmen und Zugänge zu 
geeigneter Unterstützung zu schaffen. Sie überneh-

men jedoch nicht die Funktion des intervenierenden 
Kinderschutzes.

Gerade hier liegt eine wesentliche Chance für die 
stärkere sozialräumliche Ausrichtung.

Eine leistungsfähige sozialräumliche Infrastruktur 
kann niedrigschwellige Zugänge ermöglichen, Ver-
trauen schaffen, Belastungssituationen frühzeitig 
wahrnehmen und den Zugang zu weitergehenden 
Hilfen erleichtern. Sie kann dazu beitragen, dass Un-
terstützung nicht erst dann einsetzt, wenn sich Pro-
blemlagen bereits erheblich zugespitzt haben.

Der hohe Anteil jüngerer Kinder bei den festgestellten 
Kindeswohlgefährdungen unterstreicht die Bedeutung 
eines solchen frühzeitigen Zugangs zu Kindern und 
ihren Familien.

5.	Kinderschutz als 
Verantwortungsgemeinschaft

Kinderschutz im Sozialraum kann nicht allein Aufgabe 
des Jugendamtes sein. Er braucht eine verbindliche 
Verantwortungsgemeinschaft.

Öffentliche und freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
bringen dabei unterschiedliche Kompetenzen und 
Zugänge zu jungen Menschen und Familien ein. 
Hinzukommen müssen diejenigen Regelsysteme 
und Institutionen, die Kinder und Familien in ihren 
Lebenswelten regelmäßig erreichen.

Dazu gehören insbesondere Kindertageseinrichtun-
gen und Schulen, das Gesundheitswesen, die Frühen 
Hilfen, Beratungsstellen sowie weitere soziale und 
sozialräumliche Angebote.

Eine strukturelle Weiterentwicklung des Kinderschut-
zes muss deshalb die Frage beantworten, wie diese 
unterschiedlichen Akteurinnen und Akteure verlässlich 
zusammenwirken. Dafür braucht es geklärte Verant-
wortlichkeiten, verbindliche Kooperationsstrukturen, 
eine entsprechende Jugendhilfeplanung und eine 
auskömmliche Finanzierung.

Verantwortungsgemeinschaft darf dabei nicht bedeu-
ten, dass Verantwortung unklar verteilt wird. Sie muss 
vielmehr sicherstellen, dass die jeweiligen Systeme 
ihre eigene Verantwortung wahrnehmen und zugleich 
verbindlich miteinander kooperieren.
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6.	Sozialraum und individueller 
Rechtsanspruch gehören zusammen

Für die aktuelle Reformdiskussion ist eine klare Ab-
grenzung wesentlich.

Die Stärkung sozialräumlicher Infrastruktur darf nicht 
dazu führen, individuelle Rechtsansprüche einzu-
schränken oder notwendige individuelle Hilfen durch 
vorhandene Regelangebote zu ersetzen.

Ausgangspunkt der Kinder- und Jugendhilfe muss 
der individuelle Bedarf des jungen Menschen blei-
ben. Wenn eine individuelle Hilfe erforderlich ist, 
muss diese bedarfsgerecht und verlässlich zur Verfü-
gung stehen. Eine sozialräumliche Infrastruktur und 
individuelle Hilfen sind deshalb keine Alternativen 
voneinander.

Die fachliche Perspektive lautet: Eine starke sozialräu-
mliche Infrastruktur und ein gesicherter individueller 
Rechtsanspruch.

Eine gut ausgebaute Infrastruktur kann früher an-
setzen, individuelle Hilfen ergänzen und Übergänge 
unterstützen. Sie kann möglicherweise auch dazu 
beitragen, dass sich Belastungen nicht weiter ver-
schärfen und hochintensive Hilfebedarfe vermieden 
werden. Sie darf aber nicht als Instrument einge-
setzt werden, um notwendige individuelle Hilfen zu 
ersetzen.

7.	Kinderschutz und Ressourceneinsatz 
zusammen denken

Die zweite Reformstufe stellt die Fragen zur Steu-
erung, Effizienz, Finanzierung und kommunalen 
Handlungsfähigkeit stärker in den Mittelpunkt. Diese 
Fragen sind angesichts der erheblichen Herausfor-
derungen der Kinder- und Jugendhilfe legitim und 
notwendig.

Sie sollten jedoch von der fachlichen Zielsetzung her 
beantwortet werden.

Die Kinder- und Jugendhilfe setzt erhebliche perso-
nelle und finanzielle Ressourcen ein, wenn Problem-
lagen bereits so weit fortgeschritten sind, dass inten-
sive ambulante, teilstationäre oder stationäre Hilfen 
notwendig werden. Diese Hilfen sind unverzichtbar, 
wenn sie dem individuellen Bedarf entsprechen.

Gleichzeitig muss gefragt werden, ob ein Teil der ver-
fügbaren Ressourcen stärker dafür eingesetzt werden 
sollte, Familien frühzeitig zu erreichen, Risiken wahr-
zunehmen und Unterstützung zugänglich zu machen, 
bevor sich Problemlagen weiter verschärfen.

Dabei wäre es fachlich nicht seriös, eine Stärkung 
des präventiven Kinderschutzes im Sozialraum mit 
pauschalen Einsparversprechen zu verbinden. Präven-
tion, Netzwerkarbeit, qualifiziertes Personal und eine 
verlässliche sozialräumliche Infrastruktur benötigen 
selbst Ressourcen.

Es geht deshalb nicht um die einfache Gegenüber-
stellung von »günstiger Prävention« und »teuren Hil-
fen«. Vielmehr geht es um einen fachlich sinnvollen 
Ressourceneinsatz entlang des tatsächlichen Bedarfs 
von Kindern und Familien.

Effizienz in der Kinder- und Jugendhilfe sollte deshalb 
nicht in erster Linie bedeuten, individuelle Hilfen zu 
reduzieren. Effizienz bedeutet, vorhandene Ressourcen 
so einzusetzen, dass Kinder und Familien möglichst 
früh die passende Unterstützung erhalten und not-
wendige Hilfen wirksam erbracht werden können.

8.	Inklusion und Kinderschutz gemeinsam 
denken

Die Stärkung des Kinderschutzes im Sozialraum sollte 
nicht an die Stelle des ursprünglichen Reformziels 
einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe treten. Beide 
Perspektiven sollten vielmehr miteinander verbunden 
werden.

Eine zukunftsfähige Kinder- und Jugendhilfe muss 
inklusiv sein und zugleich den Kinderschutz in den 
Lebenswelten von Kindern und Familien verbindlich 
stärken.

Inklusion bedeutet, Unterstützungsleistungen am 
individuellen Bedarf des jungen Menschen auszu-
richten und Zuständigkeitsgrenzen möglichst nicht 
zum Hindernis für notwendige Unterstützung werden 
zu lassen.

Dies gilt in besonderer Weise für den Kinderschutz. Ein 
inklusives System muss gewährleisten, dass alle Kinder 
und Jugendlichen unabhängig von einer Behinderung 
und unabhängig von ihrer leistungsrechtlichen Zu-
ordnung Zugang zu einem fachlich qualifizierten und 
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verbindlichen Kinderschutz haben. Unterschiedliche 
leistungsrechtliche Zuständigkeiten dürfen nicht zu 
unterschiedlichen Schutzstandards oder zu Schutz-
lücken führen.

Dies ist auch deshalb von besonderer Bedeutung, weil 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen einem 
erhöhten Risiko ausgesetzt sind, Gewalt, Missbrauch 
und Vernachlässigung zu erfahren. Die Strukturreform 
muss deshalb die Frage beantworten, wie ein gleich-
wertiger Schutz für alle Kinder und Jugendlichen 
auch dann sichergestellt wird, wenn unterschiedliche 
leistungsrechtliche Zuständigkeiten fortbestehen.

Die UN-Behindertenrechtskonvention bildet hierfür 
einen wichtigen menschenrechtlichen Bezugsrah-
men. Sie verpflichtet dazu, die Rechte von Kindern 
mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen 
Kindern zu gewährleisten und das Kindeswohl bei 
allen sie betreffenden Maßnahmen vorrangig zu be-
rücksichtigen. Die inklusive Weiterentwicklung der 
Kinder- und Jugendhilfe muss sich deshalb auch 
daran messen lassen, ob für Kinder und Jugendliche 
mit Behinderungen unabhängig von leistungsrecht-
lichen Zuständigkeiten gleichberechtigte Zugänge 
zu Unterstützung und ein verlässlicher Kinderschutz 
gewährleistet werden.

Ein sozialräumlich ausgerichteter präventiver Kinder-
schutz zielt darauf ab, Belastungen und Risiken früh 
wahrzunehmen und Hilfen zugänglich zu machen, 
bevor sich Problemlagen weiter verschärfen.

Beide Ansätze setzen voraus, dass die Kinder- und 
Jugendhilfe nicht isoliert handelt. Sie benötigen ver-
bindliche Kooperationen mit anderen Regelsystemen 
und eine klare Zuordnung von Verantwortung.

Dies betrifft insbesondere das Bildungssystem. Eine in-
klusive Kinder- und Jugendhilfe kann nicht dauerhaft 
strukturelle Defizite anderer Regelsysteme durch in-
dividuelle Jugendhilfeleistungen kompensieren. Auch 
Schule und andere Regelsysteme müssen ihren Beitrag 
zur Inklusion, Unterstützung und zum Kinderschutz 
verbindlich wahrnehmen.

9.	Beide Reformstufen an einem 
gemeinsamen Zielbild ausrichten

Die laufende Diskussion über die erste Reformstufe 
und der bereits begonnene Konsultationsprozess zur 

zweiten Reformstufe sollten deshalb stärker mitein-
ander verbunden werden.

Es erscheint fachlich problematisch, zunächst Leis-
tungszugänge und Vorrangverhältnisse zu verändern 
und wesentliche Fragen von Finanzierung, Jugend-
hilfeplanung, Infrastruktur und Steuerung erst an-
schließend zu klären.

Umgekehrt wäre es ebenfalls zu kurz gegriffen, ledig-
lich Finanzierungs- und Steuerungsinstrumente aus 
der zweiten Reformstufe vorzuziehen. Beide Reform-
stufen brauchen ein gemeinsames fachliches Zielbild.

Dieses sollte mindestens folgende Elemente mitein-
ander verbinden:
•	 die Sicherung des individuellen Rechtsanspruchs 

und die Orientierung am individuellen Bedarf,
•	 einen verbindlichen Entwicklungspfad zu einer 

inklusiven Kinder- und Jugendhilfe,
•	 eine leistungsfähige und verlässlich finanzierte 

sozialräumliche Infrastruktur,
•	 die strukturelle Stärkung des Kinderschutzes in 

den Lebenswelten von Kindern und Familien und 
die Gewährleistung eines gleichwertigen Kinder-
schutzes für alle Kinder und Jugendlichen unab-
hängig von Behinderung und leistungsrechtlicher 
Zuordnung,

•	 die gemeinsame Verantwortung öffentlicher und 
freier Träger,

•	 die verbindliche Verantwortung anderer Regelsys-
teme, insbesondere von Bildung und Gesundheit,

•	 eine darauf ausgerichtete Jugendhilfeplanung 
sowie

•	 Finanzierungs- und Steuerungsstrukturen, die die-
ses fachliche Zielbild unterstützen.

Kinderschutz im Sozialraum könnte dabei ein wichti-
ges Bindeglied zwischen den Reformstufen darstellen. 
Er konkretisiert, warum individuelle Rechtsansprüche 
und Infrastruktur nicht gegeneinander ausgespielt 
werden dürfen und warum Planung, Finanzierung 
und Steuerung von Anfang an mit der fachlichen 
Zielsetzung verbunden werden müssen.

Schlussfolgerung

Nach jahrzehntelanger Diskussion über die Weiter-
entwicklung und Inklusion der Kinder- und Jugend-
hilfe sollte die aktuelle Reform mehr leisten als die 
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Veränderung einzelner Leistungszugänge und Steue-
rungsmechanismen.

Die aktuellen Kinderschutzzahlen zeigen zugleich, dass 
neben der inklusiven Weiterentwicklung ein weiterer 
dringlicher fachlicher Auftrag besteht. Kinderschutz 
muss stärker dort verankert werden, wo Kinder und 
Familien leben und wo sie von den unterschiedlichen 
Systemen erreicht werden.

Dies bedeutet nicht, den intervenierenden Kinder-
schutz bei konkreten Gefährdungslagen in sozialräu-
mliche Angebote zu verlagern. Vielmehr geht es dar-
um, Belastungen und Risiken früher wahrzunehmen, 
Familien frühzeitig zu erreichen und Unterstützung 
zugänglich zu machen, bevor sich Problemlagen wei-
ter zuspitzen.

Daraus ergibt sich eine Reformperspektive, die nicht 
zwischen individueller Hilfe und Sozialraum entschei-
det, sondern beides miteinander verbindet: Eine in-
klusive Kinder- und Jugendhilfe mit gesicherten in-
dividuellen Rechtsansprüchen und einem verbindlich 
gestärkten Kinderschutz im Sozialraum.

Zu einer inklusiven Kinder- und Jugendhilfe gehört 
zugleich, einen fachlich qualifizierten und verbindli-
chen Kinderschutz für alle Kinder und Jugendlichen 
sicherzustellen. Behinderung und unterschiedliche 

leistungsrechtliche Zuständigkeiten dürfen nicht zu 
unterschiedlichen Schutzstandards oder zu Schutz-
lücken führen.

Dafür braucht es eine Verantwortungsgemeinschaft 
von öffentlichen und freien Trägern sowie den weite-
ren Regelsystemen. Es braucht eine verbindliche Ju-
gendhilfeplanung, eine verlässliche Infrastruktur und 
eine Finanzierung, die diese Strukturen ermöglicht.

Die entscheidende Frage der weiteren Reformdiskus-
sion sollte deshalb nicht allein danach fragen, welche 
Regelungen gestrichen, verändert oder in eine zweite 
Reformstufe verschoben werden.

Sie sollte stattdessen lauten: Welche Kinder- und 
Jugendhilfe wollen wir mit dieser Strukturreform 
erreichen und welche rechtlichen, fachlichen und 
finanziellen Voraussetzungen brauchen wir dafür?

Die Verbindung von Inklusion, individuellem Rechts-
anspruch und einem gestärkten Kinderschutz im So-
zialraum kann hierfür eine gemeinsame fachliche 
Orientierung bieten.

Der Vorstand
Evangelischer Erziehungsverband e. V. (erev)

31. August 2026


